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Verknüpfung der regionalen Wirtschaftsförderung 
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Kurzfassung 

Eine sinnvolle Verknüpfung von Instrumenten der Gewässergüte­
politik mit denen der regionalen Wirtschaftsförderung trägt dazu 
bei, die Ziele beider Politikbereiche gleichzeitig zu realisieren. Es 
wird aufgezeigt, wie solche Verknüpfungen aussehen könnten. Von 
den insgesamt zur Verfügung stehenden gewässergütepolitischen 
Instrumenten werden /nfrastrukturmaßnahmen sowie ökonomi­
sche Anreizinstrumente behandelt. Die ökonomischen Anreizin­
strumente umfassen im einzelnen Emissionsabgaben, handelbare 
Emissionslizenzen sowie flexible Auflagen. Die Wahl der wün­
schenswertesten Verknüpfung wird anhand verschiedener Selek­
tionskriterien getroffen. Dabei handelt es sich um die ökonomische 
und ökologische Effizienz, die Effizienz im Hinblick auf die 
Schaffung von Arbeitsplätzen sowie die politisch/administrative 
Realisierbarkeit. Die Analyse zeigt, daß die Verknüpfung von 
regionaler Wirtschafts- und Gewässergütepolitik am besten ge­
lingt, wenn man sich im Rahmen der Gewässergütepolitikflexibler 
Auflagen bedient. 

I. Beziehungssystem Regionalwirtschaft- Umwelt 

1. Umweltrestriktionen für die regionale Wirtschaftspolitik 

Neuere Überlegungen zur Frage einer urnweltpolitischen Etwei­
terung des lndikatorenkatalogs der Gemeinschaftsaufgabe "Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" resultieren in einer 
doppelten Forderung. Einerseits legen methodische und politische 
Gründe den Verzicht einer expliziten Integration ökologischer 
Ziele in deren Rahmen nahe; andererseits sind sehr wohl durch die 
Umweltpolitik Restriktionen zu 11etun, die die Regionalpolitik zu 
beachten hat (1). 

An dieser Stelle setzen die folgenden Überlegungen an. Es soll 
gezeigt werden, auf welche Weise sich die regionale Wirtschafts­
politik "auf den Abbau wirtschaftlicher Disparitäten durch Indu­
zierung regionaler Wachstumsprozesse" (2) konzentrieren läßt und 
wie gleichzeitig im Zuge einer Investitionsförderung urnweltpoli­
tischen Rahmenbedingungen Rechnung getragen werden kann. 

In den Regelungen der Rahmenpläne über Voraussetzungen, Art 
und Intensität der Förderung werden generell nur "volkswirt­
schaftlich besonders förderungswürdige Investitionen der gewerb­
lichen Wirtschaft (einschließlich Fremdenverkehrsgewerbe) so­
wie der Ausbau der Infrastruktur" angesprochen (3). Dabei steht 
der sog. Primäreffekt im Vordergrund. Vorrangiges Ziel ist die 
Errichtung, Umstellung oder grundlegende Rationalisierung von 
Betrieben mit dem Ziel der Schaffung zusätzlicher Einkommens­
quellen in der Förderregion. Auf Maßnahmen des Umweltschutzes 
als solche wird nur unter dem Sammeltitel der kommunalen, 
vorwiegend wirtschaftsnahen Infrastruktur Bezug genommen. 
"Soweit es für die Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft 
erforderlich ist, kann der Ausbau der Infrastruktur mit Investitions­
zuschüssen gefördert werden" (4). Dazu gehören u.a. Anlagen für 
die Reinigung bzw. Beseitigung von Abwasser und Abfall. Sie 
dienen in keiner Weise einer regionsspezifischen Umweltzielset­
zung. Es ist lediglich vor der Gewährung von GA-Mitteln zu 
prüfen, "daß bei den im Zusammenhang mit den ... genannten 
Investitionen anfallenden Abwässern und anderen Abfällen die 
ordnungsgemäße Reinigung (Klärung) der Abwässer bzw. die 
unschädliche Beseitigung der Abfälle gewährleistet ist und daß 
sich die gegebenenfalls entstehende Luftverunreinigung und 
Lärmverursachung in den zulässigen Grenzen halten werden" (5). 
Etwas weitergehend.jedoch ebenfalls sehr vage, wird im Rahmen­
plan selbst "die Verhütung oder weitestmögliche Beschränkung 
schädlicher Emissionen ... "(6) gefordert. 

Nichtsdestoweniger ergibt sich eine gewisse Orientierung in 
Richtung der eingangs angeführten, expliziten Restriktionen. "Bei 
der Abstimmung mit der Umweltpolitik ist durch rechtzeitige 
Berücksichtigung der Umweltbelange aufgrund bestehender 
Rechtsvorschriften darauf hinzuwuken, daß in möglichst weitge­
hendem Maße sowohl die Ziele der Gemeinschaftsaufgabe Verbes­
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur erreichbar bleiben als 
auch die Erfordernisse des Umweltschutzes berücksichtigt wer­
den" (7). Es stellt sich jedoch auch angesichts dieser Formulierung 
die Frage, 

- in welcher Weise die Erfordernisse des Umweltschutzes artiku­
liert werden müssen und 

- auf welche Art ihre Berücksichtigung daraufhin realistischer­
weise erfolgen kann. 
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Je gezielter verlangt wird, daß eine Regional(förderungs)politi.k 
an Umweltrestriktionen gebunden sein soll, desto konkreter und 
deutlicher erkennbar muß deren formelle Festlegung sein. Ersicht­
lich sind diese Restriktionen jeweils aus Planungen und Festlegun­
gen, für die ein Abstimmungsprozeß auf den politischen Ebenen 
zur Verl'ügung steht, sowie auch aus den Ergebnissen planungs­
rechtlicher Prozeduren (Landes-, Regional- und Kommunalpla­
nung, Fachpläne und wichtige Einzelverfahren, je nachdem mit 
wirksamer oder wenig wirksamer raumordnungs-undregionalpo­
litischer Beteiligung). Die dort festgelegten Umweltrestriktionen 
sind politische/rechtliche/administrative Vorgaben, welche die 
regionale Wutschaftsförderung als wirtschaftspolitische Fachpla­
nung in Rechnung zu stellen hat. An diesem Punkt stehen der 
regionalen Förderungspolitik zwei grundsätzlich verschiedene 
Reaktionsweisen zur Verl'ügung: 

a) Unterlassen der Förderung für den Fall, daß eine daraufhin 
einsetzende wirtschaftliche F.ntwicklung mit den umweltbezo­
genen Folgen die Restriktionen überschreiten würde. 

b) Beibehaltung sowie Modifikation und Ergänzung der Förde­
rungsmaßnahmen in der Weise, daß 

- Präventivwirkungen in Wutschaftsstruktur, Produktionsver­
fahren und betrieblicher Entsorgung einerseits entstehen, 

- technische und planerische Stützungsmaßnahmen das ur­
sprüngliche natürliche F.ntsorgungspotential der Medien 
erhöhen und 

- planerische und additive Maßnahmen die negative Betrof­
fenheit verringern, so daß die Verträglichkeit der wirtschaftli­
chen Entwicklung mit den Umweltschädigungsgrenzen ge­
währleistet ist. 

Da nur die zweitgenannte Reaktionsweise der regionalpoliti­
schen Aufgabenstellung gerecht wird, hat sie im weiteren im 
Vordergrund zu stehen. 

2. Instrumentelle Alternativen zur umweltpolitischen 
Modifikation und Ergänzung der Finanzhilfen der 
Regionalpolitik 

Für die weiteren Überlegungen ergibt sich die Frage, mit welcher 
konkreten Instrumentierung die Zielkombination: Erreichung des 
Förderziels im Sinne der regionalen Wachstumsförderung und 
Einhaltung der Restriktionen im Sinne der Umweltsicherung 
realisiert werden kann und soll. Mit Blick auf die neuere 
Entwicklung der Theorie umweltpolitischer Instrumente (8) sind 
aus der Gesamtpalette der umweltpolitischen Maßnahmen die 
folgenden von besonderer Bedeutung: 

- Abgaben mit unterschiedlichem Anknüpfungstatbestand, 

- handelbare Umweltnutzungsrechte, 

- modifizierte Auflagen im Sinne von Kompensationslösungen 
auf Verhandlungsbasis, 

- finanzielle Förderung von umweltsichernden Infrastruktur­
oder Produktionsanlagen. 

Sie lassen sich jeweils mit den bisherigen finanziellen Maß­
nahmen der Gemeinschaftsaufgabe verknüpfen und sind jeweils 
auf unterschiedlicher administrativ-politischer Ebene zu entschei­
den. Es ist zu prüfen, inwieweit und in welchen Spezifikationen die 
hier betrachteten Instrumentierungsalternativen für einen die 

Regionalpolitik ergänzenden Einsatz geeignet sind. Diese Prüfung 
hat unter den in der Literatur immer wieder angeführten generellen 
Kriterien 

- ökonomische Effizienz, 

- ökologische Effizienz, 

- Effizienz im Hinblick auf die Schaffung bzw. Erhaltung von 
Arbeitsplätzen sowie 

- administrativ-politische Durchsetzbarkeit 

zu erfolgen (9). 

II. Verknüpfung der regionalen Wirtschaftsförderung mit 
Instrumenten der Gewässergütepolitik 

In den weiteren Überlegungen wird darauf abgestellt, daß der 
Staat regionale Wutschaftsförderung mit Blick auf die Ausdeh­
nung des regionalen Produktionsvolumens betreibt. Geht man 
davon aus, daß die neuen bzw. wachsenden Betriebe Schadstoffe 
an das Umweltmedium Wasser abgeben, dann verschlechtert sich 
ceteris paribus die regionale Gewässerqualität. Auf den ersten 
Blick scheint somit zwischen der regionalen Wutschaftsförderung 
und der Gewässergütepoliti.k eine Zielantinomie zu bestehen. Dies 
muß nun aber nicht zwangsläufig so sein. Verknüpft man die 
Instrumente der regionalen Wutschaftsförderung sinnvoll mit 
denen der Gewässergütepolitik, dann können die Ziele beider 
Politikbereiche gleichzeitig realisiert werden. Wie eine solche 
sinnvolle Verknüpfung aussehen könnte, soll im folgenden erläu­
tert werden. 

Aus der Palette der zur Verl'ügung stehenden gewässergütepoliti­
schen Instrumente werden Infrastruktunnaßnahmen sowie ökono­
mische Anreizinstrumente herausgegriffen. Bei den ökonomi­
schen Anreizinstrumenten handelt es sich im einzelnen um die 
Emissionsabgabe, Emissionslizenzen sowie flexible Auflagen. 

Entscheidet man sich für eine regional differenzierte Gewässer­
gütepoliti.k, dann unterscheidet sich der Preis für die Abgabe von 
Schadstoffen an das Umweltmedium Wasser (Abwasserabgabe, 
Preis für Emissionslizenzen) von Region zu Region. Ausschlagge­
bend für die Höhe des Preises sind die Nachfrage nach und das 
Angebot an regionaler Assimilationskapazität (10). 

Daneben gibt es den Preis für die Abgabe von Schadstoffen an die 
öffentliche Kläranlage (Einleitungsgebühr). Er hängt sowohl vom 
Auslastungsgrad als auch von der Reinigungsintensität (Klärgrad) 
der öffentlichen Anlage ab. Eine weitere Determinante ist die von 
der Gemeinde in ihrer Eigenschaft als Betreiber der öffentlichen 
Kläranlage zu bezahlende Abwasserabgabe bzw. der von ihr für 
Emissionslizenzen zu bezahlende Preis. Demzufolge existieren 
auch bezüglich der Einleitungsgebühr regionale Unterschiede, und 
zwar unabhängig davon, ob man sich für eine regionale Differen­
zierung der Gewässergütepoliti.k entscheidet oder nicht. 

Zur Ansiedlung bzw. Ausdehnung von Betrieben in der Förderre­
gion kommt es nun um so eher,je größer die Differenz ist zwischen 
den Subventionen, die im Rahmen der traditionellen Investitions­
förderung gewährt werden, und den Kosten, die dem Betrieb 
infolge der Abgabe von Schadstoffen an das Umweltmedium 
Wasser oder/und an die öffentliche Kläranlage entstehen. 

Die vorliegenden Überlegungen beziehen sich auf die Ausdeh­
nung des regionalen Produktionsvolumens, die sowohl durch 
Neuansiedlung als auch betriebliches Wachstum erreicht werden 
kann. Im folgenden werden aus Vereinfachungsgründen immernur 
Neuansiedlungen bzw. Neuemittenten angesprochen. 
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1. Nachsorgende Infrastruktur 

a) Umstrukturierung der Einleitungen zugunsten der lndirekt­
einleitung 

Sollen die Einkommensemelungsmöglichkeiten in einer Region 
entscheidend verbessert werden und soll gleichzeitig eine Ver­
schlechterung der in der Ausgangssituation gegebenen Gewässer­
güte verhindert wetden, dann kann der Staat dieses Ziel u.U. 
dadurch erreichen, da8 er in der Region den Anschlußgrad an die 
öffentlichen Kläranlagen erhöht (11). Nehmen also die lndirekt­
einleitungen zu, dann kann dies dazu führen, daß das infolge der 
Neuansiedlung von Betrieben neu hinzukommende Emissions­
volumen kompensiert wird. 

Es ist nun wichtig zu wissen, wie sich die Umstrukturierung der 
Einleitungen auf die Einleitungsgebühr bemerkbar macht und wie 
hoch nach Ansiedlung der neuen Betriebe die Einleitungsgebühr 
in Relation zur Abwasserabgabe ist. Aufgrund der Tatsache, da8 
nun mehr Abwasser in die öffentlichen Kläranlagen eingeleitet 
wird, kommt es in Abhängigkeit von deren Auslastungsgrad zu 
einer Änderung der Einleitungsgebühr. Die Einleitungsgebühr 
kann ab- oder zunehmen. Nimmt sie zu, dann entstehen für die 
bisherigen Indirekteinleiter zusätzliche Kosten, was bei ertragsge­
setzlichem Verlauf der emittentenspezifischen Produktionsfunk­
tionen und bei vollständiger Konkurrenz auf den emittentenspezi­
fischen Absatz- und Beschaffungsmärkten zu einem Rückgang 
ihrer Produktion führt. Dies bedeutet aber, da8 bereits bestehende 
Arbeitsplätze verlorengehen. 

Liegt die Einleitungsgebühr nach der Ansiedlung der neuen 
Betriebe über der Abwasserabgabe, dann ergibt sich für die 
ehemaligen Direkteinleiter ebenfalls eine Kostensteigerung, was 
natürlich unter den oben getroffenen Annahmen auch bei ihnen zu 
einer Reduktion der Produktion und damit zu einem Abbau bereits 
bestehender Arbeitsplätze führt. 

Die Ansiedlung neuer Betriebe führt somit u.U. nicht nur zur 
Schaffung neuer, sondern gleichzeitig zur Vernichtung bereits 
bestehender Arbeitsplätze. Die beiden gegenläufigen Effekte 
müssen saldiert werden, um die Auswirkung der Ansiedlung neuer 
Betriebe auf den regionalen Arbeitsmarkt beurteilen zu können. 
Nur wenn mehr Arbeitsplätze geschaffen als vernichtet werden, 
lohnt sich die Ansiedlung neuer Betriebe in der Region. Es liegt auf 
der Hand, da8 sich die Investitionsförderung auf solche Betriebe 
konzentrieren sollte, die viele neue Arbeitsplätze schaffen und 
gleichzeitig umweltfreundlich, also emissionsextensiv, produzie­
ren. Dann kommt es nämlich in der betreffenden Region nur zu 
einem verhältnismäßig geringen Anstieg der Einleitungsgebühren 
und somit kaum zur Vernichtung von Arbeitsplätzen. Die förde­
rungswürdigen Betriebe sollten aber nicht nur viele neue Arbeits­
plätze schaffen und emissionsextensiv produzieren, sondern auch 
günstige Zukunftsaussichten aufweisen. Es nützt mittel- und 
langfristig wenig, in einer Region sowohl emissionsextensiv als 
auch eventuell ntbeitsintensiv produzierende Betriebe anzusie­
deln, wenn diese über kurz oder lang aufgrund der Situation auf den 
spezifischen Absatzmärkten nicht mehr existenzfähig sind. 

Eine Verringerung der Produktion führt jedoch auch zur Redukti­
on der Emission und beeinflußt somit den Auslastungsgrad der 
öffentlichen Kläranlagen und damit wiederum die Höhe der 
Einleitungsgebühr. 

b) Erhöhung der Reinigungsintensität öffentlicher Kläranlagen 

Die öffentliche Hand kann durch eine Erweiterung der tech­
nischen Assimilationskapazität eine Verschlechterung der regio-

nalen Gewässergüte trotz der Ansiedlung _!lc:uer Betriebe verhin­
dern (12). Dies gelingt allerdings nur dann, wenn die technische 
Assimilationskapazität im gleichen Maße erhöht wird, wie zusätz­
liche Emissionen infolge der Ansiedlung neuer Betriebe entstehen. 
Unter Erweiterung der technischen Assimilationskapazität ist hier 
eine Steigerung der Reinigungsintensität (Erhöhung des Klärgra­
des) von öffentlichen Kläranlagen zu verstehen. 

Die Steigerung der Reinigungsintensivität ist jedoch i.d.R. mit 
einem übeiproportionalen Kostenanstieg verbunden. Die gestiege­
nen Kosten müssen von den Emittenten in Form einer höheren 
Einleitungsgebühr getragen werden. Alteingesessene Fmittenten 
können nun infolge der gestiegenen Einleitungsgebühr gezwungen 
sein, ihre Produktion in eine andere Region zu verlagern, sie zu 
reduzieren oder ganz einzustellen. Die Reaktion der Fmittenten 
hängt bei ertragsgesetzlichem Verlauf der emittentenspezifischen 
Produktionsfunktionen von der Situation auf den emittentenspezi­
fischen Absatz- und Beschaffungsmärkten ab. Es kann somit auch 
hier nicht nur zur Schaffung neuer, sondern gleichzeitig zur 
Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplätze kommen. 

c) /nfrastrukturlösung und Übernahme zusätzlich anfallender 
Kosten durch den Staat 

Soll die Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplätze verhin­
dert werden, dann muß der Staat die infolge der Ansiedlung von 
Betrieben eventuell zusätzlich anfallenden Kosten übernehmen. 
Unter diesen Umständen bleibt die Einleitungsgebühr gegenüber 
der Ausgangssituation unverändert. Die Altemittenten emittieren 
genausoviel wie bisher. Da in diesem Fall die Einkommens­
emelungsmöglichkeiten in der Region eindeutig verbessert wer­
den und gleichzeitig eine Verschlechterung der regionalen Gewäs­
sergüte ausbleibt, handelt es sich um einen gangbaren Weg. Die 
Kostenübernahme durch den Staat ist mit dem Verursacheiprinzip 
nicht vereinbar. Sie stellt jedoch wie auch die Investitionsförde­
rung selbst eine Maßnahme des Disparitätenausgleichs dar. 

2. Emissionsabgaben 

a) Abgabenlösung ohne flankierende Maßnahmen 

Lassen sich im Zuge von regionalen Fördermaßnahmen Betriebe, 
die ihre Abwässer dirclct in die Vorlluter einleiten, in einer Region 
nieder und bleibt der regionale Abwasserabgabensatz unverändert, 
dann nimmt das regionale Emissionsvolumen zu (13). Soll das 
regionale Emissionsvolumen trotz der Ansiedlung dieser Betriebe 
konstant gehalten werden, dann ist eine Steigerung des regionalen 
Abgabensatzes unerläßlich ( s. Abb. 1 ). Somit erhöhen sich für die 
alteingesessenen Direkteinleiter die Kosten, die ihnen aufgrund 
der Abgabe von Schadstoffen an das Umweltmedium Wasser 
entstehen. 

Aber auch für die alteingesessenen lndirekteinleiter verschlech­
tert sich die Kostensituation. Zu den Direkteinleitern zählen 
nämlich auch die Gemeinden in ihrer Eigenschaft als Betreiber der 
öffentlichen Kläranlagen. Eine Erhöhung des Abgabensatzes führt 
somit bei den Gemeinden zu höheren Kosten, welche via Einlei­
tungsgebühr auf die lndirekteinleiter umgelegt werden. 

Leiten die neuen Betriebe ihre Abwässer in eine öffentliche 
Kläranlage ein, dann hängt es vom Auslastungsgrad der öffentli­
chen Kläranlage ab, ob die spezifischen Reinigungskosten ab­
oder zunehmen. Nehmen sie ab, dann wird bei konstantem 
Abwasserabgabensatz eindeutig mehr Abwasser in die Vorlluter 
eingeleitet als vorher. Der regionale Abwasserabgabensatz muß 
somit auch in diesem Fall erhöht werden, soll sich die regionale 
Gewässerqualität nicht verschlechtern. 
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Kostenveränderungen bleiben bekanntlich bei crtragsgesctzli­
chem Verlauf der cmittcntcnspczifischen Produktionsfunktionen 
und bei vollständiger Konkurrenz auf den cmittcntcnspczifischcn 
Absatz- und Bcschaffungsmlllktcn nicht ohne Wu:kung auf das 
Produktionsvolumen. Der regionale Abwasserabgabensatz muß, 
soll die Ocwässcrqualität in der Region konstant gehalten werden, 
ständig entsprechend der Veränderung des regionalen Produkti­
ons- und damit Emissionsvolumens variiert werden. Ist der 
Abgabensatz zu gering, dann vct'IChlcchtcrt sich die regionale 
Gcwässerqualität. Ist er zu hoch, dann ist das regionale Produkti­
onsvolumen geringer, als es sein dürfte. Beides ist unerwünscht, so 
daß sich die Auffindung des zicladäquatcn Abgabensatzes als 
notwendig erweist. Dabei dürften sich allerdings die zuständigen 
Behörden aufgrund großer Informationsdefizite sehr schwer tun. 
Zudem ist der öffentliche Bereich sehr inflexibel, wenn es darum 
geht, Abgabensätze rasch der aktuellen Entwicklung anzupassen. 

b} Abgabenlösung und Übernahme der Kosten für zusätzliche 
Vermeidungsmaßnahmen durch den Staat 

Handelt es sich bei den neuen Betrieben um Direkteinleiter 
(lndirclctcinleitcr}, dann kann der Staat eine Vernichtung bereits 
bestehender Arbeitsplätze verhindern, indem er unter den Direkt­
einleitern (lndircktcinlcitcm} der Region diejenigen mit den 
günstigsten Vcrmcidungskostcn auswählt und sie mittels Subvcn-

tioncn veranlaßt, mehr Emissionen zu vermeiden als bisher. Dabei 
muß das aufgrund der Subventionierung vcrmicdende Emissions­
volumen dem infolge der Ansiedlung von Betrieben hinzu­
kommenden entsprechen. Unter diesen Umständen bleibt die vom 
Staat festgelegte Ocwässcrqualität bei unverändertem Abwasser­
abgabensatz sowie unveränderter Einleitungsgebühr erhalten 
(s. Abb. 2). Gleichzeitig werden neue Arbeitsplätze geschaffen, 
ohne daß bereits bestehende vernichtet werden. Der Effekt auf den 
Arbcitsmarltt ist somit eindeutig positiv. Die Auswahl der Emitten­
ten mit den günstigsten Vcrmcidungskostcn kann mittels einer 
öffentlichen Ausschreibung erfolgen. 

c) Abgabenlösung und umwelttechnischer Fortschritt 

Eine Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplätze kann even­
tuell dadurch verhindert werden, daß der Staat den umwclttcchni­
schen Fortschritt finanziell fördert. Implementiert nämlich ein 
Emittent den umwclttcchnischcn Fortschritt in seinem Betrieb, 
dann verläuft seine individuelle Grenzvcrmcidungskostcnkurvc 
flacher, d.h. bei gegebenem Abgabensatz bzw. gegebener 
Einleitungsgebühr vermeidet er mehr Emissionen als bisher ( 14} 
(s. Abb. 3). 

Es ist jedoch nicht sichcl', ob die finanzielle Förderung des 
umwclttcchnischcn Fortschritts zum gewünschten Erfolg führt. 
Erfindungen sind oft ein Produkt des Zufalls, sie lassen sich auf 
jeden Fall nicht auf Kommando heri>ciführcn. Und selbst wenn, 
dann ist immer noch nicht gesagt, ob das bei gegebenem 
Abgabensatz bzw. bei gegebener Einleitungsgebühr nun zusätzlich 
vermiedene Emissionsvolumen ausreicht, um die Emissionen des 
neu angesiedelten Betriebs zu kompensieren. Gelingt die Kompen­
sation nämlich nicht, dann müssen Abgabensatz und Einleitungs­
gebühr verändert werden, und es kommt u.U. zur Vernichtung 
bereits bestehender Arbeitsplätze. 

Bei der finanziellen Förderung des umwclttcchnischcn Fort­
schritts stellt sich zudem die Frage, wer von den Emittenten die 
finanziellen Fördermittel erhalten soll. Sollen etwa alle Emittenten 
entsprechend ihrem Anteil an der regionalen Gesamtemission 
gefördert werden oder nur diejenigen mit relativ ungünstiger 
Grenzvcrmcidungskostcnkurvc, in der Hoffnung, daß hier ein 
möglicher umwclttcchniachcr Fortschritt zu einer größeren Emis­
sionsmengenreduktion führt als anderswo? 

Die Abgabenlösung mit finanzieller Förderung des umwclttcch­
nischcn Fortschritts stellt somit keine wünschenswerte Verknüp­
fung dar. 

Es ist durchaus denkbar, daß das regionale Emissionsvolumen 
beim gegenwärtigen Abgabensatz bzw. bei der gegenwärtigen 
Einleitungsgebühr geringer wäre, wenn die in der Region ansässi­
gen Emittenten über umwclttcchnischc Neuerungen vollständig 
informiert wären. Somit könnte ein Anstieg des regionalen 
Abwasserabgabensatzes bzw. der Einleitungsgebühr infolge der 
Ansiedlung neuer Betriebe vermieden werden, wenn der Staat den 
Informationsstand der in der Region ansässigen Emittenten 
hinsichtlich des umwclttcchnischen Fortschritts verbessert. Eine 
solche Politik wird dem Vcrursachciprinzip gerecht. Als Manko 
muß allerdings angesehen werden, daß es sehr unsicher ist, ob sich 
der erwünschte Erfolg einstellt. 

Oft scheitert die hnplcmcntation des umwclttcchnischcn Fort­
schritts an momentanen Liquiditätsengpässen der Emittenten. In 
solchen Fällen sind finanzielle Stützungsmaßnahmcn von seilen 
des Staates angebracht. Der Staat fördert hier also nicht nur die 
Ansiedlung neuer Betriebe in der Region, sondern auch die 
Implementation des umwclttcchnischcn Fortschritts. Maßnahmen, 
die eine Forcicrung der Implementation des umwclttcchnischcn 
Fortschritts bewirlccn können, sind etwa die Gewährung von 
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zinsgünstigen Darlehen oder die Übernahme eines Teils der 
Investitionskosten durch den Staat. Eine solche Politik wird dem 
Verursacherprinzip nur teilweise gerecht. Zudem ist es fraglich, ob 
auf diese Weise der regionale Abwasserabgabensatz und die 
Einleitungsgebühr konstant gehalten und ungünstige Auswirkun­
gen auf den regionalen Arbeitsmarkt vermieden werden können. 

3. Handelbare Emissionslizenzen 

a) Lizenzlösung ohne flankiereruk Maßnahmen 

Wrrd in Verlcnüpfung mit regionalen Fördermaßnahmen von 
seiten des Staates eine maximal zulässige Emissionsmenge 
festgelegt und werden nach Maßgabe der maximal zulässigen 
Emissionsmenge Emissionslizenzen ausgegeben, dann führt die 
Ansiedlung eines Direkteinleiters zu einem Anstieg des Preises auf 
dem regionalen Lizenzmadct ( 15). Für alle in der Region ansässi­
gen Direkteinleiter verteuert sich also die Inanspruchnahme des 
Wassers in seiner Eigenschaft als Aufnahmemedium für Schad­
stoffe (s. Abb. 4). 

GV 
p 

Abbildung 4: 

GVKI 

0"----.&--....1---------~--E 
E~ E1 

Legende: 

E 

Eo 

= regionale GreDZYCrmeidung.skosten 

= regionale GreDZYCnneidung:skostenkurve in der Ausgangssituation 

= regionale GreDZYCrmeidung.skostenkurve nach der Ansiedlung neuer 

Emittenten 

= regionales Emissionsvolumen 

= tatsacblicbes Emissionsvolumen 

= maximales Emissionsvolumen in der Ausgang,.situation 

E ~ • maximales Emissionsvolumen nach der Ansiedlung neuer Eminenten 

P • regionaler Preis filr Emissionsllzenun 

P
O 

= Preis für EmissionslizJCDzen in der Ausgangssituation 

P 
1 

• Preis'für EmissionslizJCDzen nach der Ansiedlung neuer Eminenten 

Handelt es sich bei dem neu angesiedelten Betrieb um einen 
lndirekteinleiter und ergibt sich eventuell aufgrund eines verbes­
serten Auslastungsgrades der öffentlichen Kläranlage, in die der 
neue Betrieb sein Abwasser einleitet, eine Verminderung der 
spezifischen Reinigungskosten, dann fragt die Gemeinde, die die 
betreffende Kläranlage betreibt, mehr Emissionslizenzen nach als 
bisher, so daß in der Region der Preis für Emissionslizenzen steigt. 
Somit entstehen den regionalen Direkteinleitern zusätzliche Ko­
sten. Den in die betreffende Kläranlage einleitenden Altemittenten 
entstehen ebenfalls zusätzliche Kosten, sofern die infolge des 
Preisanstiegs auf dem regionalen Lizenzmadct zusätzlich anfallen­
den Kosten den Rückgang der Reinigungskosten übersteigen. 

Auch in diesem Fall können also alteingesessene Betriebe infolge 
gestiegener Kosten gezwungen sein, in eine andere Region 
auszuweichen, die Produktion zu reduzieren oder ganz einzustel­
len. Auch hier kann es somit nicht nur zur Schaffung neuer, sondern 
gleichzeitig zur Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplätze 
kommen. Führt der Anstieg des Preises auf dem regionalen 
Lizenzmadct bei den Betrieben zu einem Rückgang der Produktion 
und damit gleichzeitig zu einem Rückgang der Emission, dann 
wird bei dem neuen, höheren Lizenzpreis ein Teil der Fmissionsli­
zenzen nicht mehr benötigt. Das Angebot an Emissionslizenzen ist 
somit größer als die Nachfrage nach Emissionslizenzen, was bei 
Preisflexibilität auf dem Lizenzmadct eine Preissenkung bewirkt. 
Diese Preissenkung führt nun bei den in der Region ansässigen 
Betrieben zu einer Ausdehnung der Produktion und damit der 
Emission. Die Nachfrage nach Emissionslizenzen nimmt also bei 
gegebenem Angebot wieder zu. Der Lizenzpreis steigt solange, bis 
Angebot und Nachfrage auf dem Lizenzmarlct wieder übereinstim­
men. Der gestiegene Lizenzpreis bewidct abermals eine Reduktion 
der regionalen Produktion und Emission. Dieser Prozeß setzt sich 
nun weiter so fort, ohne daß sich jemals die Gewässerqualität 
verschlechtert. Es ergeben sich also Schaukelbewegungen, deren 
Endergebnis nicht ohne weitere Spezifikation der konkreten 
Konstellation abgeschätzt werden kann. 

b) Lizenzlösung und Übernahme der Kosten für zusätzliche 
Vermeidungsmaßnahmen durch den Staat 

Der Staat kann eine Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplät­
ze verhindern, indem er unter den Direkteinleitern (Indirekteinlei­
tern) der Region diejenigen mit den günstigsten Vermeidungs­
kosten auswählt und sie mittels Subventionen veranlaßt, mehr 
Emissionen zu vermeiden als bisher. Dabei muß das aufgrund der 
Subventionierung vermiedene Emissionsvolumen dem infolge der 
Ansiedlung von Direkteinleitern (lndirekteinleitern) hinzukom­
menden entsprechen. Unter diesen Umständen bleibt die vom Staat 
festgelegte Gewässerqualität bei unverändertem Lizenzpreis und 
unveränderter Einleitungsgebühr erhalten. Gleichzeitig werden 
neue Arbeitsplätze geschaffen, ohne daß bereits bestehende 
vernichtet werden. Der Effekt auf den Arbeitsmadct ist somit 
eindeutig positiv. Die Auswahl der Emittenten mit den günstigsten 
Vermeidungskosten kann mittels einer öffentlichen Ausschrei­
bung erfolgen. Handelt es sich bei den neu angesiedelten Betrieben 
um Indirekteinleiterund sinken die spezifischen Reinigungskosten 
aufgrund einer verbesserten Auslastung der öffentlichen Klär­
anlage, dann ist es unerheblich, ob Direkt- oder lndirekteinleiter 
mittels Subventionen zu einer zusätzlichen Emissionsreduktion 
veranlaßt werden. 

c) Lizenzlösung und umweltteclmisc/1er Fortschritt 

Eine Vernichtung bereits bestehender Arbeitsplätze kann even­
tuell dadurch verhindert werden, daß der Staat den umwelttechni­
schen Fortschritt und seine Implementation finanziell fördert 
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sowie den Informationsstand der in der Region ansaSS1gen 
Emittenten hinsichtlich umwelttechnischer Neuerongen verbes­
sert. Implementiert nämlich ein Emittent den umwelttechnischen 
Fortschritt in seinem Betrieb, dann vermeidet er bei gegebenem 
Preis für Emissionslizenzen bzw. bei gegebener Einleitungsgebühr 
mehr Emissionen als bisher. Es ist jedoch nicht sicher, ob das 
zusätzlich vermiedene Emissionsvolumen ausreicht, um einen 
Kostenanstieg bei den Altemittenten und damit eine Vernichtung 
bereits bestehender Arbeitsplätze zu vemindern. 

4. Flexible Auflagen (offset-policy) 

a) Flexible Auflagenlösung ohne flankierende Maßnahmen 

Ähnlich wie bei der Liz.enzlösung wird auch hier vom Staat ein 
regional maximal zulässiges Emissionsvolumen festgelegt. Im 
Rahmen dieses Emissionsvolumens muß jeder Emittent bestimmte 
Emissionsvermeidungsvorschriften befolgen. Wud in einer Re­
gion das maximal zulässige Emissionsvolumen erreicht, dann darf 
sich ein neuer Betrieb nur unter der Voraussetzung in der 
betreffenden Region niederlassen, daß er entsprechend seines 
Emissionsvolumens Emissionsminderongsguthaben von den alt­
eingesessenen Emittenten erwirbt. Ein Emissionsminderongsgut­
haben kommt zustande, indem ein alteingesessener Emittent mehr 
Emissionen vermeidet, als er nach Maßgabe der bestehenden 
Vermeidungsvorschriften eigentlich müßte (16). Eine solche 
Regelung, die in den USA im Bereich der Luftreinhaltepolitik 
bereits Anwendung findet (17), dürfte sich in Deutschland als 
politisch und administrativ leicht durchsetzbar erweisen, da sie an 
die in der deutschen Umweltpolitik vorherrschende Auflagen­
praxis anknüpft. 

Allerdings entstehen dem neuen Betrieb Kosten aufgrund des 
notwendigen Ankaufs von Emissionsminderongsguthaben. Diese 
Kosten müssen den traditionellen Investitionsfördermitteln gegen­
übergestellt werden. Je geringer die Differenz zwischen den 
traditionellen Investitionsfördermitteln und den Ausgaben für 
Emissionsminderongsguthaben ist, desto schwächer ist für die 
Betriebe der Anreiz, sich in der betreffenden Region niederzulas­
sen. 

b) Flexible Auflagenlösung und kostenlose Schadstoffabgabe 
der Neuemittenten 

Der Staat kann nun selbst Emissionsminderongsguthaben in 
öffentlichen Betrieben schaffen bzw. von privaten Betrieben 
erwerben und diese den ansiedlungswilligen Betrieben übereig­
nen. Auf diese Weise erhöht sich ceteris paribus für die Betriebe der 
Anreiz, sich in der Förderregion anzusiedeln. Kommt es zur 
Ansiedlung von Betrieben, dann werden neue Arbeitsplätze 
geschaffen, ohne daß bereits bestehende vernichtet werden. 
Gleichzeitig bleibt die in der Ausgangssituation gegebene Gewäs­
serqualität erhalten. Das in der Region maximal zulässige Emis­
sionsvolumen wird also nicht überschritten. Die Gewässerqualität 
kann sogar verbessert werden, wenn vom Staat mehr Emissions­
minderongsguthaben geschaffen bzw. erworben werden, als von 
den ansiedlungswilligen Betrieben benötigt werden. 

c) Flexible Auflagenlösung und umwelttechnischer Fortschritt 

Die Möglichkeit, Emissionsminderongsguthaben zu veräußern, 
wirlct sich trotz unveränderter Vermeidungsvorschriften stimulie­
rend auf den umwelttechnischen Fortschritt aus. Der Staat kann die 
Schaffung von Emissionsminderungsguthaben unterstützen, in­
dem er den Informationsstand der Emittenten hinsichtlich bereits 
existierender umwelttechnischer Neuerungen verbessert oder/und 

die Implementation des umwelttechnischen Fortschritts forciert. 
Letzteres kann etwa durch die Gewährung zinsgünstiger Darlehen 
erreicht werden. 

Die beiden zuletzt genannten Ansätze sind gut geeignet, die Ziele 
der regionalen Wutschafts- und regionalen Umweltpolitik zu 
harmonisieren. Der dabei entstehende Konflikt mit dem Verursa­
cheiprinzip muß zugunsten des interregionalen Disparitätenaus­
gleichs in Kauf genommen werden. 

IlI. Effizienz und Realisierbarkeit als.Kriterien für die Auswahl 
der wünschenswertesten Verknüpfung 

Aus den aufgezeigten Verknüpfungen muß nun die wünschens­
werteste ausgewählt werden. Als Selek:tionskriterien dienen hier­
bei die ökonomische Effizienz, die ökologische Effizienz, die 
Effizienz im Hinblick auf die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie 
die politisch/administrative Realisierbarkeit. 

Im Rahmen einer Strategie nachsorgender Infrastruktur kann 
eine Verschlechterong der regionalen Gewässergüte trotz der 
Ansiedlung neuer Emittenten vermieden werden. Die ökologische 
Effizienz ist somit gegeben. Ob die Infrastrukturlösung auch 
ökonomisch effizient ist, hängt davon ab, wie die der Gemeinde im . 
Abwasserbereich entstehenden Kosten auf die Indirekteinleiter 
umgelegt werden. Für den Fall, daß sich die Umlage nicht an der 
Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers orientiert, ist die 
Infrastrukfurlösung ökonomisch ineffizient. Werden darüber hin­
aus die infolge der Ansiedlung von Emittenten zusätzlich entste­
henden Kosten vom Staat übernommen, geht die ökonomische 
Effizienz gänzlich verloren. Im Hinblick auf die Arbeitsplatzeffi­
zienz ist eine Differenzierong erforderlich. Nur wenn der Staat 
infolge der Ansiedlung von Emittenten zusätzlich entstehende 
Kosten übernimmt, ist der Verlust bereits bestehender Arbeitsplät­
ze ausgeschlossen. Andernfalls hängt die Wi.drung der Ansiedlung 
auf die in der Region bereits bestehenden Arbeitsplätze von der 
spezifischen Kostenkonstellation ab. Bezüglich der politisch/ad­
ministrativen Realisierbarkeit schneidet die Infrastrukturlösung 
vergleichsweise gut ab, da keine gnindlegenden Änderungen der 
deutschen Gewässergütepolitik notwendig sind. 

Die Abgabenlösung ist ökologisch unsicher, da es den zuständi­
gen Behörden i.d.R. aufgrond von Informationsdefiziten kaum 
gelingen dürfte, den zieladäquaten Abgabensatz zu finden. Davon 
hängt naturgemäß auch ab, ob die ökonomische Effizienz erreicht 
wird. Soll sich die regionale Gewässerqualität nicht verschlech­
tern, muß ein Abbau von bereits bestehenden Arbeitsplätzen in 
Kauf genommen werden. Politisch/administrativ erweist sich die 
Abgabenlösung als nicht realisierbar, da eine rasche Anpassung 
des regionalen Abgabensatzes an die jeweilige Situation aufgrond 
großer Inflexibilitäten im öffentlichen Bereich unmöglich sein 
dürfte. 

Die Einführung handelbarer Emissionslizenzen ist ökologisch 
effizient, da entsprechend ihrer Konzeption das vom Staat festge­
legte regional maximal zulässige Emissionsvolumen nicht über­
schritten werden kann. Als ökonomisch effizient erweisen sich 
lediglich die Lizenzlösung in Reinform und die Lizenzlösung bei 
gleichzeitiger Verbesserong des Informationsstandes der Emitten­
ten hinsichtlich umwelttechnischer Neuerungen. Andernfalls ist 
die ökonomische Effizienz gemindert, da das Verursacheiprinzi.p 
teilweise außer Kraft gesetzt wird. Ein Abbau von bereits 
bestehenden Arbeitsplätzen kann nur dann mit Sicherheit verhin­
dert werden, wenn der Staat mittels Subventionen Emittenten 
veranlaßt, mehr Emissionen als bisher zu vermeiden. Die Realisie­
rung der Lizenzlösung erscheint insgesamt als unwahrscheinlich, 
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da die in Deutschland praktizierte Gewäsaergütepolitik stark 
modifiziert werden müßte. 

Anders sieht es diesbezüglich bei der flexiblen Auflagenlösung 
aus. In der deutschen Gewässergütepolitik sind neben der bwtdes­
einheitlichen Abwuaerabgabe Auflagen vorherrschend. Die 
Flexibilisierwtg der Auflagen dürl'te politisch wtd administrativ 
durchaetzbar aein. Dieae Strategie ist ökologisch effizient, da 
ebenso wie bei der Lizenzlösung das regional maximal zulässige 
Emissionsvolumen nicht überschritten werden kann. Hinsichtlich 
der Arbeitsplatzeffizienz schneidet sie vergleichsweiae gut ab, da 
wohl kaum bestehende Arbeitsplätze vernichtet werden. Abstriche 
müsaen lediglich bei der ökonomischen Effizenz gemacht werden, 
weil für Altemittenten bei der Vergabe der Auflagen du Verursa­
cherprinzip nicht galt und die Emissionsberechtigung im Prinzip 
aufrechterhalten bleibt. Im Zuge der Neuansiedlung entstehende 
Emissionsveränderwtgen werden jedoch zunächst verursacherge­
recht abgegolten. Übernimmt der Staat den Preis ( oder wtmittelbar 
den Kauf) der Emissionsguthaben für den Neuemittenten, wird das 
Verursacherprinzip durchbrochen. Da aber gerade eine spezifische 
Förderwtg im Sinne des Disparitätenausgleichs erwünscht und 
anzustreben ist, ist dieae Form der flexiblen Auflagenlösung 
insgesamt die sinnvollste Vedcniipfung von regionaler Wut­
schafte- und Gewässergütepolitik. 
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